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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) wies eine Beschwerde
des Fernsehunternehmens ROJ TV A/S mit Sitz in Dänemark zurück. Das
Unternehmen war verurteilt und seine Lizenz eingezogen worden, da einige seiner
Sendungen als Förderung der Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) betrachtet wurden,
die in der EU, den USA, Kanada und Australien als terroristische Organisation
geführt wird.

Die Rechtssache betraf die Verurteilung von ROJ TV A/S wegen terroristischer
Straftaten, da die dänischen Gerichte befunden hatten, eine Reihe von
Sendungen, die von ROJ TV A/S zwischen 2006 und 2010 ausgestrahlt wurden,
hätten die PKK unterstützt. Die dänischen Gerichte hatten es für erwiesen
gehalten, dass die PKK als terroristische Organisation im Sinne des dänischen
Strafgesetzbuches betrachtet werden könne und dass ROJ TV A/S die
terroristischen Operationen der PKK durch die Ausstrahlung von Propaganda für
die PKK unterstützt habe. Das Unternehmen wurde zu einer Geldstrafe verurteilt
und seine Lizenz eingezogen. ROJ TV A/S berief sich auf Artikel 10 der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) mit der Begründung, seine
Verurteilung und der Lizenzentzug seien ein Eingriff und ein Verstoß gegen seine
Meinungsfreiheit gewesen.

Der EGMR befand, die nationalen Gerichte hätten die ihnen vorliegenden Beweise
sorgfältig geprüft und eine Abwägung unter Berücksichtigung des Rechts von
ROJ TV A/S auf freie Meinungsäußerung vorgenommen. Er fand keine
Anhaltspunkte dafür, dass die dänischen Gerichte ihre Erkenntnisse nicht auf eine
hinlängliche Bewertung der maßgeblichen Fakten gestützt hätten. Insbesondere
befand der EGMR, das Fernsehunternehmen könne sich nicht auf den Schutz nach
Artikel 10 EMRK berufen, da es durch Anstiftung zu Gewalt und Unterstützung
terroristischer Aktivitäten dieses Recht zu Zielen zu nutzen versucht habe, die den
Werten des EGMR entgegenstünden. Da solche Meinungsäußerungen einen
Verstoß gegen Artikel 17 EMRK (Verbot des Missbrauchs von Rechten) darstellten,
könne für ROJ TV A/S kein Schutz des Rechts auf Meinungsfreiheit geltend
gemacht werden. Artikel 17 besagt: „Diese Konvention ist nicht so auszulegen, als
begründe sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das Recht, eine
Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf abzielt, die in
der Konvention festgelegten Rechte und Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker
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einzuschränken, als es in der Konvention vorgesehen ist.“ Artikel 17 soll es
Personen, Gruppen oder Organisationen unmöglich machen, aus der Konvention
ein Recht abzuleiten, sich an Tätigkeiten zu beteiligen oder Handlungen zu
begehen, die darauf gerichtet sind, die in der Konvention niedergelegten Rechte
und Freiheiten zu zerstören. Der EGMR bekräftigte, dass der entscheidende Punkt
bei der Einschätzung, ob verbale oder nonverbale Erklärungen durch Artikel 17
vom Schutz nach Artikel 10 EMRK ausgenommen sind, darin liege, ob die
fraglichen Erklärungen gegen die der Konvention zugrundeliegenden Werte
gerichtet sind - zum Beispiel durch Anstiftung zu Hass oder Gewalt - und ob sich
der Urheber bei der Äußerung auf die EMRK zu stützen versucht hat, um sich an
Tätigkeiten zu beteiligen oder Handlungen zu begehen, die auf die Zerstörung der
darin niedergelegten Rechte und Freiheiten gerichtet sind.

Der EGMR bekräftigte, Artikel 17 EMRK sei nur ausnahmsweise und in extremen
Fällen anzuwenden (siehe Perinçek gegen die Schweiz, IRIS 2016-1/1). Im
vorliegenden Fall maß der EGMR jedoch der Tatsache großes Gewicht bei, dass
das Stadtgericht Kopenhagen befunden hatte, die einseitige Berichterstattung
(mit wiederholter Anstiftung zur Teilnahme an Kämpfen und Aktionen, Anstiftung
zum Beitritt zur fraglichen Organisation und ihren Kämpfern sowie Darstellung
verstorbener Kämpfer als Helden) habe Propaganda für die PKK, eine
terroristische Organisation dargestellt und könne nicht lediglich als
Sympathiebekundung betrachtet werden. Außerdem wurde ROJ TV A/S in den
Jahren 2006-2010 in erheblichem Maße von der PKK finanziert. Darüber hinaus
hatte der Obere Gerichtshof für Ost-Dänemark ausdrücklich festgestellt, dass es
angesichts des Inhalts, der Darstellung und der Verbindung der Sendungen von
ROJ TV A/S in diesem Fall um die Förderung terroristischer Handlungen der PKK
gehe. Der EGMR verwies auf den Charakter der beklagten Sendungen, welche
Anstiftung zu Gewalt und Unterstützung terroristischer Aktivitäten enthielten
(Elemente, die von den nationalen Gerichten ausführlich geprüft wurden). Er
berücksichtigte darüber hinaus die Tatsache, dass die in den Sendungen von
ROJ TV A/S geäußerten Ansichten über Fernsehen an ein breites Publikum
ausgestrahlt worden seien und in direktem Zusammenhang mit einem Problem
gestanden hätten, welches in der modernen europäischen Gesellschaft höchste
Bedeutung habe, nämlich die Verhinderung von Terrorismus und damit
verbundener Äußerungen, welche die Anwendung von Gewalt befürworten. Aus
diesen Gründen könne sich ROJ TV A/S gemäß Artikel 17 EMRK nicht auf den durch
Artikel 10 EMRK gewährten Schutz berufen. Der EGMR war daher der Auffassung,
ROJ TV A/S versuche, vom eigentlichen Zweck des Artikels 10 EMRK abzulenken,
indem dieses Recht zu Zielen verwendet werde, welche den Werten der EMRK
eindeutig widersprechen. Der Gerichtshof befand daher einstimmig, dass
ROJ TV A/S aufgrund von Artikel 17 EMRK nicht in den Genuss des Schutzes nach
Artikel 10 EMRK kommen könne. Der EGMR befand die Anwendung ratione
materiae mit den Bestimmungen der Konvention für unvereinbar; entsprechend
wurde die Beschwerde von ROJ TV A/S vom Gerichtshof zurückgewiesen. Die
Entscheidung des Gerichtshofs ist endgültig.
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Decision by the European Court of Human Rights, Second Section, case
of ROJ TV A/S v. Denmark, Application no. 24683/14, 17 April 2018,
notified in writing on 24 May 2018

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-183289

Beschluss des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Zweite Sektion),
Rechtssache ROJ TV A/S gegen Dänemark, Beschwerde Nr. 24683/14, 17. April
2018, schriftlich bekanntgegeben am 24. Mai 2018

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 3

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-183289


IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 4


